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25/02 Strafvollzug 

Text 

Verfahren bei Beschwerden 

§ 121. (1) Über Beschwerden gegen Strafvollzugsbedienstete oder deren Anordnungen hat der 
Anstaltsleiter zu entscheiden. Richtet sich eine Beschwerde gegen eine Entscheidung, Anordnung oder 
ein Verhalten des Anstaltsleiters oder gegen die Verletzung der Entscheidungspflicht durch den 
Anstaltsleiter, und hilft er der Beschwerde nicht selbst ab, so hat darüber das Vollzugsgericht (§ 16 
Abs. 3) zu entscheiden. 

(2) Soweit der Sachverhalt nicht genügend bekannt ist, sind vor der Erledigung Erhebungen 
anzustellen. Bei der Vorlage von Beschwerden hat der Anstaltsleiter einen kurzen Bericht anzuschließen, 
soweit sich der Sachverhalt nicht schon aus den etwa mitvorgelegten Akten ergibt. Das Gericht kann auch 
das in Strafsachen tätige Landesgericht, in dessen Sprengel die betroffene Anstalt gelegen ist, um 
Erhebungen im Rechtshilfeweg ersuchen. 

(3) Vor der Entscheidung ist der Beschwerdeführer zu hören, es sei denn, dass eine solche Anhörung 
nach den Umständen des Falls nicht erforderlich erscheint, insbesondere weil der Sachverhalt bereits 
hinreichend geklärt scheint oder der Beschwerde insoweit zur Gänze stattgegeben wird. 

(4) Ein Beschwerdeerkenntnis hat der Anstaltsleiter oder ein von ihm beauftragter 
Strafvollzugsbediensteter dem Strafgefangenen zu verkünden. Richtet sich die Beschwerde gegen die 
Person des Anstaltsleiters, hat dessen Stellvertreter oder ein von diesem beauftragter 
Strafvollzugsbediensteter das Beschwerdeerkenntnis zu verkünden. Zugleich ist der Strafgefangene über 
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die Möglichkeit einer weiteren Beschwerde zu belehren. Auf sein Verlangen ist dem Strafgefangenen 
auch eine schriftliche Ausfertigung der Entscheidung zuzustellen. 

(5) Gegen die Entscheidung des Vollzugsgerichts können der Strafgefangene und der 
Bundesminister für Justiz binnen sechs Wochen Beschwerde an das Oberlandesgericht Wien wegen 
Rechtswidrigkeit erheben. 
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